
Wien, März 2009: Zwei bewaff-
nete Räuber überfallen am
Kohlmarkt einen Nobeljuwe-

lier. Sie bedrohen die beiden Ange-
stellten mit einer Pistole und rauben
Uhren und Schmuck aus dem Hoch-
preissegment im Wert von mehr als
zwei Millionen Euro. 

Das Landeskriminalamt (LKA)
Wien nimmt die Ermittlungen auf.
Aufgrund des äußeren Erscheinungs-
bilds der Täter und der langjährigen
Erfahrungen der Ermittler mit ähnlich
gelagerten Fällen, gehen die Krimina-
listen davon aus, dass es sich um Täter
einer osteuropäischen Gruppierung
handeln dürfte. Unverzüglich wird das
Bundeskriminalamt (BK) für die inter-
nationale Koordination der Ermittlun-
gen eingebunden. Der im BK zuständi-
ge Ermittler, selbst nationaler Experte
in einer Arbeitsdatei zu Analyse-
zwecken (Analytical Work File – AWF)
bei Europol, wählt für die Ermittlungen
den Europol-Kanal. 

Unmittelbar nach dem Raubüberfall
kann das österreichische Verbindungs-
büro bei Europol dem BK eine Wahr-
nehmungsmeldung von deutschen Poli-
zisten übermitteln, die in Rosenheim
vier potenzielle estnische Juwelierräu-

ber kontrolliert hatten, die in Richtung
Österreich fuhren. Das österreichische
Verbindungsbüro wickelt daraufhin die
gesamte Kommunikation mit den ande-
ren Mitgliedstaaten und mit Europol
ab. Aufgrund der unkomplizierten und
schnellen bilateralen Kommunikation
zwischen den Verbindungsbüros ist es
möglich, mit Estland und Frankreich
binnen weniger Stunden Lichtbilder,
Fingerabdrücke und Personendaten ab-
zuklären. 

Die bilateral geführte Kommunika-
tion wird auch dem AWF bezüglich
der osteuropäischen OK (AWF EEOC)
übermittelt. Innerhalb dieses AWFs ist
eine eigene Expertengruppe für Raub-
delikte eingerichtet. Europol wertet die
angelieferten Informationen analytisch
aus, stellt zusätzliche Verbindungen
her und steht den nationalen Experten
mit umfassendem Fachwissen zur Ver-
fügung.

Eurojust, später in die Ermittlungen
eingebunden, koordiniert die Ausstel-
lung von europäischen Haftbefehlen
und übermittelt die notwendigen
Rechtshilfeersuchen. Aufgrund dieser
europäischen Haftbefehle können die
beiden Räuber vom Wiener Kohlmarkt
in Estland festgenommen werden. Bei

der Festnahme werden Teile der Beute
sichergestellt. Gleichzeitig werden fünf
weitere Bandenmitglieder festgenom-
men.

Dieses erfolgreiche Beispiel zeigt,
wie Europol und das Verbindungsbe-
amtennetzwerk die nationalen Ermittler
unterstützen können. Die Kommunika-
tion zwischen nationalen Ermittlern,
Bundeskriminalamt, Verbindungsbüro,
AWF und den Verbindungsbüros eines
anderen Mitgliedstaats erfolgt rasch.
Das gibt den nationalen Ermittlern die
Sicherheit, dass die Information an den
richtigen Empfänger gesteuert wird.

Das europäische Polizeiamt Europol
mit Sitz in Den Haag (Niederlande) be-
steht offiziell seit 1999 und hat mit 1.
Jänner 2010 eine neue Rechtsgrundla-
ge erhalten. Kernaufgabe von Europol
ist es, die Tätigkeit der zuständigen
Behörden der 27 EU-Mitgliedstaaten
sowie deren Zusammenarbeit bei der
Prävention und Bekämpfung von orga-
nisierter Kriminalität, Terrorismus und
anderen Formen schwerer Kriminalität
zu unterstützen und zu verstärken,
wenn zwei oder mehr Mitgliedstaaten
in einer Weise betroffen sind, die auf-
grund des Umfangs, der Bedeutung
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Europol-Zentrale am Raamweg in Den Haag: Seit 1. Jänner 2010 hat Europol mehr Kompetenzen.

Die Zukunft von Europol
Europol entwickelte sich von der Europol-Drogenstelle zur europäischen und internationalen 

Drehscheibe für die Vorbeugung und Bekämpfung internationaler Schwerkriminalität. 
Seit 1. Jänner 2010 ist Europol eine EU-Agentur mit erweitertem Mandat.



und der Folgen der Straftaten ein ge-
meinsames Vorgehen der Mitgliedstaa-
ten erfordert. 

Die Unterstützung der Polizeiarbeit
in den Mitgliedstaaten erfolgt durch die
Erstellung von strategischen Analysen,
Bulletins sowie Bedrohungs- und Risi-
koanalysen, wie OCTA (Organised
Crime and Threat Assessment), Euro-
pol-Informationssystem und AWF.

Um Europol eine raschere und dy-
namischere Reaktion auf die Aktivitä-
ten von organisierten Tätergruppen und
des Terrorismus zu ermöglichen, wur-
den in den Jahren 2000, 2002 und 2003
Zusatzprotokolle zum Europol-Über-
einkommen verabschiedet, die Europol
eine Mandatserweiterung einräumten –
die Geldwäsche wurde als eigener Kri-
minalitätsbereich eingeführt. Außer-
dem wurde die Möglichkeit, dass Euro-
pol-Bedienstete an „Gemeinsamen Er-
mittlungsteams“ (Joint Investigation
Teams – JIT) teilnehmen können.

Seither hat sich Europol zu einer
Behörde mit über 600 Mitarbeitern ent-
wickelt, die die nationalen Polizei-
behörden bei der Prävention und
Bekämpfung von Straftaten, die in den
Zuständigkeitsbereich von Europol fal-
len, unterstützt.  

Geschichte von Europol. Im Juni
1991 schlugen der deutsche Bundes-
kanzler Helmut Kohl und der französi-
sche Staatspräsident Francois Mitte-
rand bei einer Sitzung des Europäi-
schen Rats in Luxemburg den Aufbau
eines europäischen Kriminalamts vor.
Im Dezember 1991 wurde beim Gipfel
in Maastricht die Einrichtung eines eu-
ropäischen Polizeiamts (Europol) be-
schlossen. Im Juni 1992 vereinbarten
die TREVI-Minister in Lissabon, einen
Aufbaustab einzurichten. Leiter des
Aufbaustabs wurde Jürgen Storbeck
vom Bundeskriminalamt Wiesbaden.
Im September nahm der Aufbaustab,
bestehend aus etwa 20 Mitarbeitern aus
sechs Ländern, in Strassburg die Arbeit
auf. 

Im Juni 1993 beschlossen die TRE-
VI-Minister die Einrichtung einer Eu-
ropol-Drogenstelle (European Drugs
Unit – EDU), die im Jänner 1994 in
Den Haag die Arbeit aufnahm. Im Juli
1994 wurde Österreich aktiver Beob-
achter bei der EDU. Im Dezember
1994 beschloss der Rat eine Mandats-
erweiterung der EDU auf die Bekämp-
fung des Handels mit radioaktiven und
nuklearen Materialien, der Schlepper-
kriminalität, der internationalen Kraft-

fahrzeugverschiebung sowie der darin
verwickelten kriminellen Vereinigun-
gen und der mit diesen Kriminalitäts-
formen zusammenhängenden Geldwä-
sche. Im Dezember 1996 erhielt die
EDU auch das Mandat für die
Bekämpfung des Menschenhandels. 

Mit dem EU-Beitritt wurde Öster-
reich am 1. Jänner 1995 Mitglied von
Europol/EDU. Am 26. Juli 1995 unter-
zeichneten die Innen- bzw. Justizminis-
ter der EU-Mitgliedstaaten das Euro-
pol-Übereinkommen. Der österreichi-
sche Nationalrat ratifizierte im Dezem-
ber 1997 die Europol-Konvention und
im Juni 1998 das Immunitätenproto-
koll. Die Europol-Konvention trat am
1. Oktober 1998 während des EU-Rats-
vorsitzes Österreich in Kraft. Im De-
zember 1998 erfolgte die Mandatsaus-
weitung auf die Bekämpfung des Ter-
rorismus und der Kinderpornografie.
Mit Beschluss des Rats wurde Jürgen
Storbeck am 29. April 1999 zum Di-
rektor von Europol ernannt. 

Am 1. Juli 1999 nahm Europol offi-
ziell die Tätigkeit auf. Im Dezember
2001 beschloss der Rat die Ausweitung
des Mandats von Europol auf weitere
schwerwiegende Formen internationa-
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Sichergestellte Utensilien aus einem illegalen Labor zur Herstellung von Ecstasy: Für Schulungen bei Europol verwendet.



ler Kriminalität (Straftaten gegen Le-
ben, körperliche Unversehrtheit und
Freiheit; Straftaten gegen fremdes Ver-
mögen und staatliches Eigentum, sowie
Betrug; Straftaten gegen die Umwelt).

„Unternehmensstrategie“ Europols.
Seit 15. April 2009 leitet der ehemalige
stellvertretende Direktor der britischen
Agentur zur Bekämpfung der schweren
organisierten Kriminalität (Serious Or-
ganised Crime Agency – SOCA) Rob
Wainwright Europol. Er folgte dem
Deutschen Max-Peter Ratzel nach, der
das Amt vier Jahre lang geleitet hatte.

Eines der wichtigsten Ziele Wain-
wrights ist es, seine operativen Erfah-
rungen und Expertise in die Organisati-
on einzubringen. Er lud daher unmittel-
bar nach seinem Amtsantritt die Mit-
gliedstaaten ein, in unterschiedlichen
Gremien und Arbeitsgruppen an einer
neuen Strategie Europols zu arbeiten.
Diese Strategie soll sich den Erforder-
nissen des Ratsbeschlusses für Euro-
pol, dem Stockholm-Programm sowie
den Veränderungen, die der Vertrag
von Lissabon für den Bereich Justiz
und Inneres mit sich bringen wird, an-
passen. Einer der Schwerpunkte dieser
Strategie ist ein vermehrter Ressour-
ceneinsatz Europols zur Unterstützung
von Operationen der Strafverfolgungs-
behörden.

Europol versteht sich als
• Drehscheibe zur Unterstützung von
Operationen der Strafverfolgungs-
behörden, wie beispielsweise von „Ge-
meinsamen Ermittlungsteams“;
• Drehscheibe für Criminal Intelligence

(Strategische Analysen, Bulletins, OC-
TA – „Organised Crime and Threat
Assessment“ – Risiko und Bedro-
hungsanalyse unter Fokussierung auf
regional spezifische Gefährdungen,
wie z. B. dem Balkan (SEE-OCTA)
und Russland (ROCTA). Im aktuellen
OCTA wurden bereits die Auswirkun-
gen der Wirtschaftskrise eingearbeitet.
• Zentrum für Expertise im Bereich der
Strafverfolgung. Dabei handelt es sich
um die Bildung von Expertenplattfor-
men in spezifischen Bereichen der
Strafverfolgung, wie DNA, Cybercri-
me, Bombendatenbank u. a.

Diese Ziele können nur durch die
laufende Verbesserung der Qualität der
Organisation erreicht werden. Als
Messinstrumente wurden kurz- und
langfristige Leistungsindikatoren fest-
gelegt, deren Erfüllung vom Verwal-
tungsrat kontrolliert wird.

Nationale Stelle. Die Europol-Kon-
vention und der Ratsbeschluss zu Euro-
pol verpflichten jeden Mitgliedstaat zur
Einrichtung einer Nationalen Stelle als
Ansprechstelle für Europol. Nationale
Stelle für Österreich ist das Bundeskri-
minalamt, wobei die Koordinierungs-
und Grundsatzarbeit im Büro II/BK/2.2
(Nationale Stelle Europol/Verbin-
dungsbeamtenbüro) geleistet wird. 

Leiterin der Nationalen Stelle ist
seit 2003 Mag. Elisabeth Hamidi, sie
wird von Dr. Gabriele Loidl vertreten.
Während Hamidi die Heads of Unit
und den Sicherheitsausschuss betreut,
ist Loidl als nationale Expertin und
stellvertretende Delegierte im Verwal-

tungsrat von Europol mit der inhaltli-
chen Vorbereitung der Sitzungen und
mit der Informationsanlieferung für
den Delegierten im Artikel 36-Aus-
schuss betraut. Hans Peter Planitzer,
ebenfalls ein langjähriger Bediensteter
der Nationalen Stelle, schult und be-
treut die User des Europol-Informati-
onssystems und vertritt deren Interes-
sen im „User Forum“ bei Europol. Wil-
helm Horvath, der durch einige Aus-
landseinsätze Erfahrung in der interna-
tionalen polizeilichen Zusammenarbeit
gewonnen hat, betreut und koordiniert
die AWF-Experten sowie Frontex-
Operationen unter Beteiligung der Na-
tionalen Stelle. Manuela Hellar, die
längstdienende Mitarbeiterin, verwaltet
und betreut die Nutzer der Computer-
systeme von Europol und deren Zu-
gangsberechtigungen, unterstützt bei
der Organisation von Delegationsbesu-
chen, Hospitationen und anderen Mee-
tings. 

Seit September 2009 unterstützt
Franz Schermann nach längjähriger
Tätigkeit als Verbindungsbeamter in
Moskau die Koordinierungsarbeiten für
den Europol-Verwaltungsrat und be-
treut Delegationen und Hospitanten.

Im Rahmen der EU-Osterweiterung
begann die Nationale Stelle 2003 eine
engere Zusammenarbeit mit den natio-
nalen Stellen der Staaten des „Forums
Salzburg“. Sie sieht sich neben ihrer
umfangreichen Gremienarbeit als Ser-
vice-Stelle für die AWF-Experten und
User der Informations- und Computer-
systeme von Europol. Der AWF-Koor-
dinator erhebt in regelmäßigen Bespre-
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Videokonferenz mit Europol: Elisabeth Hamidi, Leiterin der Nationalen Europol-
Stelle im Bundeskriminaamt, und Hans-Peter Planitzer. 

Rob Wainwright: Seit 15. April 2009
Europol-Direktor.



chungen die Bedürfnisse der Ermittler.
Ebenso werden die Nutzer der anderen
Computerysteme bei Europol von ei-
nem bei der Nationalen Stelle einge-
richteten „Helpdesk“ beraten und ins-
besondere die User des Europol-Infor-
mationssystems eingeschult.

In den Meetings der Leiter der „Na-
tionalen Stellen“ (Heads of Units) wer-
den unter anderem aktuelle operative
Themen, wie Analyseergebnisse der
laufenden AWF und deren Auswirkun-
gen auf laufende Ermittlungen behan-
delt.

Die Vertreter der „Nationalen Stel-
le“ sind weiters in Gremien wie dem
Sicherheitsausschuss von Europol
tätig, der Fragen der Datensicherheit
und der Vertraulichkeit behandelt, und
sie unterstützten die Delegierten des
Europol-Verwaltungsrats.

Legistisch wirkte die „Nationale
Stelle“ an der Redaktion des EU-Poli-
zeikooperationsgesetzes mit, das auch
die Transformation des Europol-Be-
schlusses in nationales Recht darstellt.

„Seconded Experts“. Seit dem Jahr
2000 werden österreichische Expertin-
nen und Experten zeitlich beschränkt
zu verschiedenen Organisationseinhei-
ten von Europol entsandt. Ziel des Pro-
gramms ist es, die Produkte und Lei-
stungen von Europol allen mit der
Strafverfolgung befassten Dienststellen
in Österreich bekannt zu machen. Die
Entsandten sollen einen Einblick in die
Arbeitsmethoden der internationalen
polizeilichen Kooperation erhalten,
Fremdsprachenkenntnisse verbessern,
persönliche Kontakte auf internationa-
ler Ebene aufbauen und ihre Kenntnis-
se in der jeweiligen Materie (z. B. Kri-
minalanalyse, Terrorismusbekämp-
fung) erweitern. Die Entsendung er-
folgt auf der Basis von § 39a BDG und
eines bilateralen Abkommens mit Eu-
ropol, in dem die Modalitäten der Ent-
sendung und die Art der Tätigkeiten
festgelegt werden. Der Ratsbeschluss
bezüglich Europol wird hinsichtlich
der Entsendungen einige Änderungen
bringen.

Europol-Beschluss. Für die Weiter-
entwicklung und Stärkung Europols er-
wies sich das Europol-Übereinkommen
als zu starr. Da dieser multilaterale
Vertrag von den Parlamenten aller Mit-
gliedstaaten ratifiziert werden musste,
dauerte es beispielsweise insgesamt
sieben Jahre, bis die drei Protokolle zur
Änderung des Europol-Übereinkom-
mens in Kraft treten konnten. Bereits
unter österreichischer Ratspräsident-
schaft im Jahr 2006 haben die politi-
schen Debatten über den Rahmen und
die Ziele der weiteren Entwicklung von
Europol begonnen. Schließlich konnte
der Rat im April 2008 politische Eini-
gung über den Vorschlag für den „Eu-
ropol Ratsbeschluss“ erreichen. 

Am 1. Jänner 2010 ist der Beschluss
des Rates zur Errichtung des Europäi-
schen Polizeiamts an die Stelle des bis-
herigen Europol-Übereinkommens ge-
treten. Dadurch wird Europol zu einer
EU-Agentur mit eigener Rechtspersön-
lichkeit wie die anderen EU-Agenturen
und Einrichtungen im Bereich der in-
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Österreichs Verbindungsbeamte bei Europol: Wolfgang Samer, Dominik Habitzl (Leiter), Arno Hütter und Norbert Zeiner.



neren Sicherheit (Cepol, Eurojust,
Frontex und Olaf). Die Zusammenar-
beit mit diesen Institutionen wird we-
sentlich erleichtert.  

Europol wird nicht mehr von den
Beiträgen der Mitgliedstaaten, sondern
vom gemeinsamen EU-Haushalt finan-
ziert. Die Europol-Bediensteten wer-
den in das EU-Personalrecht überge-
führt. Das führt aufgrund einer Harmo-
nisierung mit den Organisationsstruk-
turen und internen Regelungen der an-
deren EU-Regulierungsbehörden zu ei-
ner Vereinfachung der Verfahren für
die Verwaltung des Haushalts und des
Personals von Europol. Die neue
Rechtsgrundlage ermöglicht eine fle-
xiblere Anpassung an die laufenden,

immer dynamischer werdenden Ent-
wicklungen in der EU-Politik im Be-
reich Justiz und Inneres, da die lang-
wierigen Ratifikationsverfahren weg-
fallen. Diese Rechtsakte bedürfen aller-
dings einer innerstaatlichen Transfor-
mation, die auf nationaler Ebene zu
umfangreichen legistischen Arbeiten
führen.

Erweiterung der Zuständigkeit. Eine
der wichtigsten Errungenschaften des
Ratsbeschlusses ist die Ausdehnung
des Mandats von Europol auf interna-
tionale Schwerkriminalität, die mindes-
tens zwei Mitgliedstaaten betrifft, in-
klusive organisierter Kriminalität und
des Terrorismus. Das hat zur Folge,

dass bei der internationalen Schwerkri-
minalität keine Verbindungen zur orga-
nisierten Kriminalität mehr nachgewie-
sen werden müssen. So werden nun
beispielsweise auch die Straftaten eines
international agierenden Serienmörders
vom Mandat Europols erfasst.  Dies
bedeutet einen erheblichen Fortschritt
für die Sicherheit der EU-Bürger. 

Der hohe Datenschutzstandard bei
Europol erfährt durch die Einführung
eines Datenschutzbeauftragten eine
weitere Verbesserung. Dieser wird auf
Vorschlag des Europol-Direktors vom
Verwaltungsrat ernannt. Der Daten-
schutzbeauftragte soll unter anderem
gewährleisten, dass personenbezogene
Daten, einschließlich die des Europol-
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Experten aus Österreich
DI Martin Barbisch lei-

tet seit September 2009 das
Quality Management
Team, das seit Sommer
2008 den Aufbau des pro-
zessorientierten Qua-

litätsmanagement-Systems für Europol
vorantreibt. Hauptaufgabe ist die Un-
terstützung der Departments und Units
bei der Beschreibung und Verbesse-
rung ihrer Kernprozesse, der Optimie-
rung von Schnittstellen und der Aus-
richtung auf interne und externe (Kun-
den-)Anforderungen.

Mag. Christa Bauer ist
seit Jänner 2006 Haupt-
sachbearbeiterin (First Of-
ficer) in der Stabstelle des
stellvertretenden Direktors
„Schwere und internatio-

nale organisierte Kriminalität“.
Schwerpunkte sind die Erstellung und
Implementierung des Arbeitspro-
gramms und Budgets der 200-Mitar-
beiter-Abteilung, die Koordinierung
der Kooperation mit Eurojust und
Russland, die Steuerung der Imple-
mentierungsmaßnahmen zur Überlei-
tung Europols in die neue Organisati-
onsform für den Bereich „Schwere und
internationale organisierte Krimina-
lität“. Christa Bauer leitete von Juli
2001 bis Ende Dezember 2005 das
österreichische Verbindungsbüro bei
Europol. Sie ist zertifizierte Projektm-
anagerin und arbeitet in der Strategie-
entwicklung Europols mit.

Christian Bauer ist seit
September 2009 Second
Officer im SpLET-Office
(Special Law Enforcement
Techniques). Das Büro ist
u. a. zuständig für kontrol-

lierte Lieferungen, Undercover
Agents, Cross Border Surveillance und
Zeugenschutz. Schwerpunkte sind die
Harmonisierung von Zeugenschutz-
Angelegenheiten auf europäischer
Ebene, die Leitung eines weltweiten
Netzwerks Zeugenschutz sowie Trai-
ning und Ausbildung in jenen Län-
dern, die neue Dienststellen implemen-
tieren. Bauer war von Juli 2001 bis
August 2003 Verbindungsbeamter und
danach bis Ende August 2009 zweiter
Offizier im Projekt EEOC (Eastern
European Organised Crime).

Oberst Gerald Hesztera
leitet die Abteilung für Öf-
fentlichkeitsarbeit und in-
terne Kommunikation. Das
Team besteht aus 13 Mitar-
Mitarbeitern, die für die

Pressearbeit, Open Sources, interne
Kommunikation und sämtliche Euro-
pol-Publikationen zuständig sind.

Mag. Christian Jechou-
tek ist Assistant Director
des Departments CG (Cor-
porate Governance). Der
Bereich umfasst sieben Ab-
teilungen (Unterstützung

Direktorat, Rechtsabteilung, Öffent-
lichkeitsarbeit, Personalabteilung, Fi-
nanzen, allgem. Dienste, Sicherheit). 

Burkhard Mühl leitet
seit Februar 2007 das Re-
ferat Vermögensabschöp-
fung. Das Referat unter-
stützt die Strafverfolgungs-
behörden der Mitgliedstaa-

ten beim Aufspüren kriminell erlangter
Vermögenswerte im Ausland. In sei-
nen Verantwortungsbereich fallen das
CARIN-Sekretariat, ein Netzwerk von
Abschöpfungsspezialisten mit Mitglie-
dern aus 46 Ländern und 9 internatio-
nalen Organisationen, darunter UN-
ODC, Interpol, Weltbank und IMF, so-
wie der Betrieb der Financial Crime
Information Center Website mit der-
zeit 1.600 Nutzern.

Christian Painsipp ar-
beitet für sechs Monate als
Analytiker beim AWF Fur-
tum mit. In diesem Analyti-
cal Work File geht es um
die Bekämpfung des Phä-

nomens „Crime Against Elderly“ (CA-
TE). Diese Deliktsart ist ein massives
Problem in Europa und verursacht ei-
nen enormen Schaden. Österreich un-
terstützt massiv die Bekämpfung die-
ser Delikte.

Harald Riepl unterstützt
das Referat Terrorbekämp-
fung (SC5) bei laufenden
Projekten und wirkt bei der
Erstellung von Europol-
Berichten mit. Bei Bedarf

unterstützt er die Nationale Stelle bei
Meetings, die bei Europol abgehalten
werden.

E U R O P O L



Personals, rechtmäßig verarbeitet wer-
den.

Weitere wesentliche Neuerungen:
• Die Funktion Europols als Zentral-
stelle zur Bekämpfung der Eurofäl-
schung wurde festgeschrieben.
• Die Schaffung neuer Datenbanken bei
Europol ist möglich – unter bestimm-
ten restriktiven Bedingungen. 
• Die Kontrolle erfolgt durch das Eu-
ropäische Parlament: Der Ratsvorsit-
zende, der Vorsitzende des Verwal-
tungsrats und der Europol-Direktor
müssen auf Anforderung vor dem Par-
lament erscheinen und über die Tätig-
keit von Europol berichten. Somit ist
eine gewisse Transparenz gewährleis-
tet, wobei operative Informationen ver-
traulich behandelt werden. 
• Es gibt das Prinzip des öffentlichen
Zugangs zu offiziellen Dokumenten
bei Europol. Ausgenommen sind die
Dateien des Informationssystems (IS)
und der AWF.
• Die Beziehungen zwischen Europol
und den Gemeinschaftsinstitutionen,
sowie den Drittstaaten und anderen
Institutionen, darunter Interpol, wird
vereinheitlicht und rationeller gestaltet.

Gemeinsame Ermittlungsteams. Eu-
ropol und seine Bediensteten haben
nach wie vor keine unmittelbaren poli-
zeilichen Ermittlungs- oder Eingriffs-
befugnisse. Die Funktion Europols be-
steht im Wesentlichen in der informa-
tionellen und analytischen polizeili-
chen Zusammenarbeit. Die Befugnis
zur Ermittlung von Informationen
bleibt in der nationalen Zuständigkeit.

Europol ist jedoch befugt, gemein-
same Ermittlungsmaßnahmen der zu-
ständigen Behörden der Mitgliedstaa-
ten, einschließlich operativer Aktionen
gemeinsamer Teams, vorzubereiten
und zu unterstützen sowie die Koordi-
nierung und Durchführung solcher Er-
mittlungsmaßnahmen zu fördern. Wei-
ters kann sich Europol an die zuständi-
gen nationalen Behörden mit dem Er-
suchen wenden, Ermittlungen in spezi-
ellen Fällen vorzunehmen und zu koor-
dinieren.

Informelles Ministertreffen. Anläss-
lich des zehnten Geburtstags von Euro-
pol luden die schwedische Ratspräsi-
dentschaft und Europol-Direktor Rob
Wainwright am 1. Oktober 2009 die
EU-Ressortminister zu einem informel-

len Treffen ins Europol-Hauptquartier
nach Den Haag ein. Österreichs Innen-
ministerin Dr. Maria Fekter diskutierte
bei diesem Treffen mit Vertretern der
anderen EU-Mitgliedstaaten in drei Ar-
beitssitzungen über die Möglichkeit ei-
ner effektiveren polizeilichen Zusam-
menarbeit in der EU. Dabei ging es um
die zukünftige Rolle Europols, die Ko-
operation der EU-Sicherheitsagenturen
und die Entwicklung möglicher Syner-
gien zwischen innerer und äußerer Si-
cherheit.

Fekter setzte sich dafür ein, Europol
zu einer effizienteren und schlagkräfti-
gen Organisation im Kampf gegen die
schwere Kriminalität und den Terroris-
mus zu machen. „Das heißt, dass Euro-
pol größeren operativen Nutzen für die
Polizeibehörden der Mitgliedstaaten
bringen soll“, betonte die Innenminis-
terin. Sie regte an, die Verbindungsbe-
amten der Mitgliedstaaten besser in die
Organisation zu integrieren sowie eine
Ansprechstelle für die Mitgliedstaaten
einzurichten, die rund um die Uhr ver-
fügbar ist („24/7“). Bei der Erörterung
der Verbesserung der Zusammenarbeit
der Sicherheitsagenturen verwies Fek-
ter auf die unter österreichischer Präsi-
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Bei einer von Europol unterstützten Aktion sichergestellte Laborgeräte zur Produktion von illegalen Drogen: Europol koordi-
niert Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten, einschließlich operativer Aktionen gemeinsamer Teams.



dentschaft initiierten Treffen im Rah-
men der Ratsstrukturen mit den jewei-
ligen Vorsitzenden dieser EU-Einrich-
tungen. „Dieses Treffen hatte das Ziel,
die Koordination der Arbeiten in den
Ausschüssen und Ratsarbeitsgruppen
einerseits und den Agenturen anderer-
seits zu verbessern“, erklärte die
Ministerin. Diese Form von Treffen im
Rahmen des Rates sollte fortgesetzt
werden und regelmäßig stattfinden.
Des Weiteren wäre die Entwicklung ei-
nes Rechtsaktes über die Zusammenar-
beit der Agenturen notwendig, um den
Daten- und Informationsaustausch zu
erleichtern. Fekter schlug vor, dass die
Mitgliedstaaten Europol bei der Errei-
chung dieser Ziele dahingehend unter-
stützen sollten, dass auf nationaler
Ebene mehr Bewusstseinsbildung über
die Leistungen und Produkte des eu-
ropäischen Polizeiamts erlangt würde.
Wichtig sei auch, dass die Ermittler vor
Ort Europol besser nutzen. 

Die Vorschläge der österreichischen
Innenministerin wurden insbesondere
von Direktor Rob Wainwright und der
schwedischen Ratsvorsitzenden be-
grüßt. 

Auswirkungen des Vertrags von Lis-
sabon. Der am 1. Dezember 2009 in
Kraft getretene Vertrag von Lissabon
führt zu einer Verschmelzung von Eu-
ropäischer Gemeinschaft und Europäi-
scher Union und die Eingliederung der
polizeilichen und justiziellen Zusam-
menarbeit in Strafsachen. Die bisherige
„dritte Säule“ wird nun zum einheitli-
chen „Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts“ unter der – nahe-
zu uneingeschränkten – Zuständigkeit
des Europäischen Gerichtshofs. 

Das Europäische Parlament und der
Rat regeln zukünftig durch Verordnun-
gen den Aufbau, die Arbeitsweise so-
wie die Tätigkeit und die Aufgaben
von Europol. Eine Überarbeitung der
neuen Rechtsgrundlage von Europol ist
daher unumgänglich.

Durch den Vertrag von Lissabon
werden auch den nationalen Parlamen-
ten besondere Kontrollrechte bezüglich
der Arbeit von Europol zugestanden.
Die konkrete Ausgestaltung dieser
Kontrollrechte wird erst vom Rat ge-
meinsam mit dem Europäischen Parla-
ment näher geregelt.

Da das Europäische Parlament und
der Rat nach dem ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren (Mitentscheidungs-
verfahren) durch Richtlinien Mindest-
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vorschriften zur Definition von Delik-
ten und Strafen im Bereich der beson-
ders schweren Kriminalität (Terroris-
mus, Menschenhandel und sexuelle
Ausbeutung von Frauen und Kindern,
illegaler Drogen- und Waffenhandel,
Geldwäsche, Korruption, Fälschung
von Zahlungsmitteln, Computerkrimi-
nalität und organisierte Kriminalität)
festlegen können, hat dies Auswirkun-
gen auf den Mandatsbereich von Euro-
pol. Diese Liste kann vom Rat je nach
Kriminalitätslage durch einstimmigen
Beschluss mit Zustimmung des Eu-
ropäischen Parlaments erweitert wer-
den. Europol erhält ein erweitertes
Mandat, das dem nunmehrigen Ratsbe-
schluss entspricht.

Die Verordnungen legen die Orga-
nisationsstruktur, Arbeitsweise, Aufga-
ben und Tätigkeit von Europol fest.
Dazu können gehören: 
• das Einholen, Speichern, Verarbeiten,
Analysieren und Austauschen von In-
formationen, die insbesondere von den
Behörden der Mitgliedstaaten oder
Drittländern beziehungsweise Stellen
außerhalb der Union übermittelt wer-
den;
• die Koordinierung, Organisation und
Durchführung von Ermittlungen und

von operativen Maßnahmen, die ge-
meinsam mit den zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten oder im Rah-
men gemeinsamer Ermittlungsgruppen,
gegebenenfalls in Verbindung mit Eu-
rojust durchgeführt werden.

Mit den Verordnungen wird weiters
die Kontrolle durch das Europäische
Parlament unter Beteiligung der natio-
nalen Parlamente geregelt. 

Europol darf operative Maßnahmen
nur in Verbindung und in Absprache
mit den Behörden jener Mitgliedstaa-
ten ergreifen, deren Hoheitsgebiet be-
troffen ist. (z. B. die Beteiligung an
JIT) und keine Zwangsmaßnahmen an-
wenden.

Europäischer Staatsanwalt. Mit ein-
stimmigem Ratsbeschluss und Zustim-
mung des Europäischen Parlaments
kann zur Bekämpfung von Straftaten
zum Nachteil der finanziellen Interes-
sen der Union ein Europäischer Staats-
anwalt eingerichtet werden. Er kann im
Rahmen seiner Befugnisse zur straf-
rechtlichen Untersuchung und Verfol-
gung gegebenenfalls auch an Europol
herantreten.

Dominik Habitzl/Gabriele Loidl/
Martina Narnhofer/Werner Sabitzer
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Verbindungsbeamte
Das österreichische Verbin-

dungsbüro bei Europol ist zustän-
dig für den gesamten Austausch
von Informationen und für die Ko-
ordinierung zwischen den Dienst-
stellen des BMI, dem BMF, Euro-
just und Europol, sowie für bilate-
ral über den Europol-Kanal gesen-
dete Informationen. Operativ wer-
den auch kontrollierte Lieferungen
mit europäischen Nachbarstaaten
abgewickelt. Ein 24/7-Service wird
durch Rufbereitschaft gewährleis-
tet. Die Verbindungsbeamten ver-
treten die Interessen Österreichs bei
Europol in strategischen und opera-
tiven Meetings und unterstützen
österreichische Experten in diesen
Meetings.

Leiter des Büros der österreichi-
schen Verbindungsbeamten ist seit
1. August 2009 Mag. Dominik Ha-
bitzl. Weitere Verbindungsbeamte
sind die Chefinspektoren Arno Hüt-
ter, Wolfgang Samer und Norbert
Zeiner.

E U R O P O L

Bei Europol-unterstützter Operation sichergestellte Euro-Blüten: Europol bietet Know-how für die Falschgeldbekämpfung an.


